
Die Atmosphäre war kühl, der Um-
gang förmlich, als Amerikas Fi-
nanzminister Timothy Geithner,

48, seinem deutschen Amtskollegen Wolf-
gang Schäuble, 67, am Donnerstag ver-
gangener Woche die Aufwartung machte.
„Mister Secretary“ sagte Schäuble, wenn
er das Wort an seinen Besucher richtete.
„Herr Minister“ entgegnete Geithner, be-
vor er seinem Gastgeber mit knappen Sät-

zen widersprach. Den Deutschen und den
Amerikaner trennte mehr als nur der Al-
tersunterschied von fast 20 Jahren. Am
Donnerstag trafen zwei unterschiedliche
ökonomische Weltsichten aufeinander.

Die Europäer sollten nicht so viel
 sparen, das sei gefährlich für die Welt-
wirtschaft, sie sollten lieber mehr Schul-
den machen. So lautete die Botschaft
Geithners. 

Die hohen Schulden hätten die Turbu-
lenzen in der Euro-Zone doch erst ausge-
löst. Sie seien schädlich und müssten be-
seitigt werden, das verlangten schon „die
Auflagen der EU-Kommission“. So lau-
tete die Antwort Schäubles. 

Die frostige Begegnung markiert eine
Zäsur, nicht nur für das deutsch-amerika-
nische Verhältnis, sondern auch für die
schwarz-gelbe Koalition. Gut ein halbes
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Kürzen als Chance
Vor der Haushaltsklausur des Bundeskabinetts wächst in der Regierungskoalition die Sorge, 

mit  allzu forschen Einschnitten ins soziale Netz die Wähler zu verprellen. Dabei gibt es 
genug Möglichkeiten, wie der Staat intelligent sparen und seine Aufgaben besser erledigen kann.

Langer Bremsweg
Die Schulden des Bundes
und die Wirkung der Schuldenbremse

beabsichtigte
Rückführung
der strukturellen
Neuverschuldung

Nettokreditaufnahme
des Bundes in Mrd. €

Schulden
des Bundes

Trotz Schuldenbremse – 
der Bund kann sich noch
über Jahre hinweg auf
Rekordniveau
verschulden.
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Der Schuldenstand
des Bundes wird
daher auch in den
kommenden Jahren
weiter ansteigen.
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Bundeskanzlerin Merkel

FREDRIK VON ERICHSEN / DPA

Jahr sind die Partner nun im Amt, doch
es drängt sich der Eindruck auf, dass es
erst jetzt mit dem Regieren beginnt. 

Seit ihrem Wahlsieg im September
 haben Union und FDP Politik betrieben,
als ginge sie die Wirklichkeit nichts an.
Sie haben über Steuersenkungen gestrit-
ten, die nicht zu finanzieren sind. Sie ha-
ben ein „Wachstumsbeschleunigungsge-
setz“ verabschiedet, das vor allem das
Tempo der staatlichen Kreditaufnahme
steigerte. Und sie haben alle wichtigen
Entscheidungen auf die Zeit nach der
nordrhein-westfälischen Landtagswahl
vertagt. 

Das sollte die Wähler gewogen stim-
men, tatsächlich vertrieb es selbst die
treueste Stammkundschaft. Vergangene
Woche erreichten Union und FDP in den
Umfragen gerade noch 39 Prozent der
Wählerstimmen, ein Absturz, wie ihn in
der Nachkriegsgeschichte kaum je eine
Regierungskoalition erlebt hat. 

Jetzt will Kanzlerin Angela Merkel
noch mal von vorn anfangen, und es darf
als eine besondere Form von Kühnheit
gelten, dass sie dabei eine Rolle wählt, in
der sie schon einmal gescheitert ist: die
der schwäbischen Hausfrau. 2008 hatte
sich Merkel unter diesem Label vergebens
gegen den amerikanischen Ruf nach Kon-
junkturprogrammen gestemmt. Diesmal
will sie hart bleiben, auch wenn es dabei
„spannende Diskussionen mit dem angel-
sächsischen Raum geben wird“. Den US-
Wünschen nach mehr schuldenfinanzier-
tem Wachstum will sie ihr eigenes Ziel
entgegensetzen: eine „neue Stabilitäts-
kultur in ganz Europa“.

Was das heißt, soll den Bürgern 
schon an diesem Wochenende klarer wer-
den. Wenn sich das Bundeskabinett am
Sonntag zur Sparklausur im branden -
burgischen Meseberg trifft, geht es nicht
nur um einen Neustart der Koalition. 
Auf dem Programm steht eine General-

überholung der deutschen Nachkriegs -
politik. 

60 Jahre lang waren es die größeren
und kleineren Parteien des Landes ge-
wohnt, ihre Politik mit immer neuen staat-
lichen Ausgabeprogrammen zu verwirk-
lichen. Ganz gleich, ob es darum ging,
eine wirtschaftlich angeschlagene Branche
zu unterstützen, eine vermeintliche sozia-
le Schieflage zu beseitigen oder eine treue
Wählerklientel zu bedenken, stets griffen
die Politiker auf die staatlichen Haushalte
zurück, auch wenn gerade kein Geld in
der Kasse war. Dann wurden eben Schul-
den gemacht und den Bürgern wurde stets
treuherzig versichert, dass die Staatskre-
dite selbstverständlich bei nächster Gele-
genheit zurückgezahlt würden.

Doch dieses Modell ist in Verruf ge-
kommen: zum einen, weil die Politiker
immer neue Kredite aufnahmen und sich
die offenen und verdeckten Staatsschul-
den inzwischen auf die schwindelerregen-



de Summe von knapp acht Billionen Euro
addieren. Und zum anderen, weil die aus-
ufernde öffentliche Kreditwirtschaft in-
zwischen als eine der Ursachen der jüngs-
ten Finanzkrise gilt.

Vor allem aber muss die gewohnte Po-
litik auf Pump mit Rücksicht auf nach-
kommende Generationen beendet wer-
den. Bereits heute entfällt auf jeden Er-
werbstätigen eine Staatsschuld von rund
43 000 Euro. Selbst wenn der Kredit -
berg konstant bliebe, wären es schon bald
über 48000 Euro; allein, weil der Bevöl-
kerungsanteil im erwerbsfähigen Alter
schrumpft. 

So soll es, so darf es nicht weitergehen.
Und so haben sich die Politiker in
Deutschland freiwillig zwei Regelsyste-
men unterworfen, die sie zu größerer
Sparsamkeit nötigen. Da ist zum einen
der Stabilitätspakt für die Währungsuni-
on, der die Bundesregierung zwingt, die
Neuverschuldung des Landes von derzeit
fünf Prozent bis 2013 wieder unter die
zulässige Obergrenze von drei Prozent
der Wirtschaftsleistung zu drücken.

Und da ist die neue Schuldenbremse,
nach der das sogenannte strukturelle De-
fizit von derzeit über 70 Milliarden Euro
um 60 Milliarden Euro reduziert werden
muss. Als strukturell bezeichnen Fachleu-
te ein Defizit, wenn Einnahmen und Aus-
gaben dauerhaft auseinanderklaffen.

Nun stehen die Kanzlerin und ihr Fi-
nanzminister vor der Mammutaufgabe,
die Bundesfinanzen langfristig wieder in
Ordnung zu bringen. Ab 2011 müssen sie
jedes Jahr zehn Milliarden Euro im Etat
auftreiben, um die Vorgaben zu erfüllen. 

Hinzu kommt die Notwendigkeit, auch
die schwindsüchtigen Sozialversicherungs-
systeme an die demografische Entwick-
lung anzupassen. Ob Rente, Pflege oder
Krankenversicherung: Überall stehen die
Politiker vor der Aufgabe, die Leistungs-
ansprüche herunterzufahren und neue
Einnahmequellen zu erschließen. 

Die Republik steht an einem Wende-
punkt. Jahrzehntelang waren Regierende

und Bürger auf Wachstum programmiert.
Nun müssen sie zeigen, dass es auch et-
was kleiner geht. Die Republik muss sich
gesundsparen.

Entsprechend groß ist die Herausforde-
rung, vor allem für das Berliner Kabinett.
Bisher lebte die schwarz-gelbe Koalition
in dem Glauben, sie könne, wie alle Re-
gierungen vor ihr, Geschenke unters Wahl-
volk verteilen. Jetzt dämmert ihr, dass sie
vor einer Sparaufgabe steht, die größer
ist als während der Agenda-Zeit des da-
maligen Kanzlers Gerhard Schröder.

Nach außen geben sich die künftigen
Rotstiftpolitiker entschlossen. Doch in-
tern stellen sich die Koalitionäre bange
Fragen: Wo können die Staatsausgaben
gesenkt werden, ohne die Konjunktur zu
schwächen? Wie kann die eigene Klientel
geschont werden? Und vor allem: Kann
man mit Sparpolitik Wahlen gewinnen?

Schon registrieren Christ- wie Freide-
mokraten, wie sich der Widerstand gegen
die bevorstehende Kürzungsoperation
formiert. Die Wirtschaftsverbände berei-
ten sich darauf vor, möglichst jeden Ab-
strich bei Steuervorteilen und Subventio-
nen zu torpedieren. Und die Gewerk-
schaften laufen sich warm, die bevorste-
hende Sparoperation grundsätzlich in Fra-
ge zu stellen. „Die Schuldenbremse“,
donnerte DGB-Chef Michael Sommer auf
dem jüngsten Gewerkschaftskongress,
„war und bleibt der größte finanzpoliti-
sche Unsinn der Großen Koalition.“

Es geht um einen Grundsatzstreit. Die
einen fürchten, dass die gigantischen
Staatsdefizite außer Kontrolle geraten
und eine neue Finanzkrise auslösen könn-
ten. Am Ende stünde womöglich ein Zer-
fall der Europäischen Währungsunion
oder eine Inflation. Die anderen haben
genau entgegengesetzte Sorgen. Sie ha-
ben Angst, dass ein übermäßig forscher
Sparkurs den zarten Konjunkturauf-
schwung allzu früh wieder abwürgen
könnte. So wie es dem früheren Reichs-
kanzler Heinrich Brüning passierte, der
1932 mit drastischen Kürzungen der öf-
fentlichen Ausgaben die Wirtschaftskrise
verschärfte. 

Die Ängste teilt auch manches Mitglied
der schwarz-gelben Koalition. Nicht an-
ders als DGB-Chef Sommer würden sie
die unbequeme Schuldenregel am liebs-
ten kippen. Doch das wäre ein schwerer
Fehler. Nicht nur, weil die Regierung so-
fort die unheilvolle Schuldenspirale der
Vergangenheit wieder in Gang setzen
würde. Sondern auch, weil sie die Chance
vergäbe, die anstehende Sparaktion zum
politischen Gestalten zu nutzen.

Natürlich, der Staat benötigt ausrei-
chende Mittel, um seine Aufgaben in der
Bildung, der Infrastruktur und der sozia-
len Sicherheit zu erfüllen. Doch zugleich
ist unübersehbar, dass der Katalog staat-
licher Leistungen nach 50 Jahren unun-
terbrochenen Aufwuchses jede Menge
fragwürdiger Positionen enthält.

Der Staat baut Häfen, Brücken oder
Kanäle, die anschließend niemand
braucht. Er subventioniert Branchen, de-
ren Waren unverkäuflich sind, und gibt
Milliarden für Rüstungsgüter aus, die
nicht funktionieren. Statt Arbeitslose zur
Jobaufnahme zu motivieren, schafft er
Anreize, weniger zu arbeiten. Und so
mancher Sozialtransfer, der als Hilfe für
Bedürftige und Notleidende daherkommt,
entpuppt sich bei näherem Hinsehen als
Privileg für ausgewählte Berufsgruppen.

Hier zu sparen würde den Staat in vie-
len Fällen nicht nur effizienter, sondern
auch gerechter machen. Wer unsinnige
Finanzhilfen streicht, schafft in vielen Fäl-
len neben mehr Einnahmen auch zusätz-
liches Wachstum. Und wer Steuervorteile
kappt, führt mitunter jenes „einfache und
gerechte Steuersystem“ herbei, das gera-
de Freidemokraten so gern fordern.

Zum Beispiel bei der Mehrwertsteuer.
Als sie Ende der sechziger Jahre einge-
führt wurde, war sie eine noch überschau-
bare Abgabe, deren Zweck darin bestand,
dem Staat stabile Einnahmen zu besche-
ren. Es gab einen einheitlichen Steuersatz
auf die meisten Waren; lediglich für Le-
bensmittel und wichtige Gebrauchsgüter
musste weniger abgeführt werden. 

40 Jahre später ist aus der einstigen
Einfachsteuer ein bürokratisches Mon -
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Aktuelle Sparvorschläge
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FAMILIENFÖRDERUNG Viele Maßnahmen sind 
wirkungslos und könnten gestrichen werden.

RAKETENABWEHRSYSTEM (SIMULATION) Auf
 geplante Rüstungsprojekte könnte verzichtet werden.

DIENSTLIMOUSINEN
Vorteile aus Fürsorge für
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nahmen hinzu, eine fragwürdiger als die
andere.

Die Große Koalition aus Union und
SPD führte in der vergangenen Legisla-
turperiode den ermäßigten Mehrwertsteu-
ersatz für Skilifte ein. Die schwarz-gelbe
Bundesregierung hat den Kreis der Be-
günstigten kürzlich auf Hoteliers und
Campingplatzbetreiber ausgedehnt. Al-
lein dadurch entgehen dem Fiskus in die-
sem Jahr bis zu einer Milliarde Euro.

Und die Regierung denkt schon über
die nächste Vergünstigung nach. Bei den
Beratungen zur Gesundheitsreform hat
Bundesgesundheitsminister Philipp Rös-
ler (FDP) eine Ermäßigung des Mehrwert-
steuersatzes auf Arzneimittel ins Spiel ge-
bracht. Profitieren würden die von den
Liberalen gern gehätschelten Apotheker.

Die Bürger reiben sich erstaunt die Au-
gen. Ausgerechnet Union und FDP, bis-
lang eher als Verfechter eines schlankeren
Staats bekannt, haben sich in den ersten
Monaten ihrer gemeinsamen Regierungs-
zeit milliardenschwere Wohltaten ausge-
dacht. Erben wurden entlastet, Unterneh-
mensteuern gesenkt. Die gesetzliche
Krankenversicherung bekam einen Re-
kordzuschuss aus Steuermitteln.

Dabei hatten die Liberalen vor der Bun-
destagswahl selbst noch für Sparsamkeit
geworben. „Der Staat hat Geld wie Heu“,
verkündete FDP-Chef Guido Westerwelle
damals, „er verplempert es nur.“ Bei jeder
sich bietenden Gelegenheit hielt er ein
„Liberales Sparbuch“ in die Kameras. Es
umfasst mehr als 400 konkrete Kürzungs-
vorschläge. Würden alle umgesetzt, ließen
sich zehn Milliarden Euro einsparen, also
genau der Betrag, den die Regierung jähr-
lich braucht, um das strukturelle Defizit
abzubauen und die Vorgaben der Schul-
denbremse im Grundgesetz zu erfüllen.

Doch seit die FDP mitregiert, ist der
Sparwille erlahmt. Anstatt, wie vorge-
schlagen, die Zahl der Staatssekretäre in
den Bundesministerien zu verkleinern,
haben ausgerechnet die liberalen Minister
Westerwelle (Außen) und Niebel (Ent-
wicklung) zahlreiche Weggefährten mit
lukrativen Posten in der Bürokratie ver-

strum geworden, ein Beispiel für den
wahnhaften Versuch des Staates, selbst
bei kleinsten Zahlungsvorgängen das
wirtschaftliche Geschehen beeinflussen
zu wollen. Das Resultat ist ein Dschungel,
in dem sich nicht einmal Experten mehr
zurechtfinden.

Wer etwa wissen will, was der Unter-
schied zwischen einer Languste und einer
Garnele ist, fragt heute am besten beim
Bundesfinanzministerium nach. Die Ber-
liner Spitzenbürokraten haben sich tief
in die Materie eingearbeitet, denn fiska-
lisch betrachtet ist der Unterschied erheb-
lich. Auf Langusten ist der volle Mehr-
wertsteuersatz von 19 Prozent fällig. Bei
Garnelen hingegen wird lediglich der er-
mäßigte Mehrwertsteuersatz von 7 Pro-
zent angelegt. Und so kommt es, dass der
Staat allein bei der Besteuerung von
Krabbencocktails jährlich auf einige Mil-
lionen Euro verzichtet.

Insgesamt geht es sogar um Milliarden.
Eine vom Finanzministerium verfasste
Liste aller Waren, die von der normalen
Mehrwertsteuer ausgenommen sind, um-
fasst etwa 200 Seiten. Eigentlich sollte es

sich dabei um besonders förderungswür-
dige Güter und Dienstleistungen handeln.

In der Praxis dient die Regelung vor
allem dazu, Produzenten wie Verbrau-
cher maximal zu verwirren. Maulesel bei-
spielsweise werden steuerlich begünstigt,
normale Esel hingegen nicht. Auf Island-
moos („Cladonia rangiferina“) gewährt
der Fiskus einen Rabatt, nicht jedoch auf
Isländisches Moos („Cetraria islandica“).
Und was mag der Grund dafür sein, dass
sich das Finanzamt ausgerechnet bei der
Besteuerung von Trüffeln, Quallen, Fett-
lebern von Gänsen und Enten sowie bei
„Fleisch und Schlachtnebenerzeugnissen
von Bibern, Walen, Fröschen und Schild-
kröten“ generös zeigt?

Experten mahnen längst an, das Sys-
tem gründlich zu entrümpeln, darunter
auch Koalitionsvertreter wie der FDP-
 Finanzpolitiker Volker Wissing. In den
meisten Fällen sei eine Begründung für
den Steuerrabatt längst entfallen. Doch
seit Jahren hat es keine Regierung ge-
wagt, auch nur eine einzige Mehr -
wertsteuer ermäßigung abzuschaffen. Im
Gegenteil: Es kommen immer neue Aus-
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Finanzminister Geithner, Schäuble: Unterschiedliche ökonomische Weltsichten

Gewährung steuerlicher
die  Automobilindustrie.

AKTIVE ARBEITSMARKTPOLITIK Zwei Milliarden
Euro könnten eingespart werden.
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BUNDESWEHR Der Verteidigungsetat soll jährlich um
eine Milliarde Euro schrumpfen.



sorgt. Auch aus den angekündigten Ein-
sparungen beim Trennungsgeld für Di-
plomaten, bei den Polizeiorchestern oder
in den PR-Etats der Bundesministerien
ist nichts geworden.

Dafür brachten Liberale und Konser-
vative reichlich Geld unters Volk. Allein
die von Schwarz-Gelb durchgesetzte Er-
höhung des Kindergelds kostet den Staat
mehr als vier Milliarden Euro im Jahr, da-
bei steht sie im Widerspruch zu dem, was
fast alle Experten für klug halten. Kaum
ein Land der Welt gibt so viel Geld für
familienpolitische Leistungen aus wie
Deutschland – und erzielt damit gleich-
zeitig so bescheidene Ergebnisse.

Wissenschaftler der Universität Frank-
furt haben einmal versucht, sämtliche
staatlichen Förderinstrumente für Kinder
und Familien zu erfassen; es war eine har-
te Fleißarbeit. Die Forscher stießen auf
mehr als 150 verschiedene Leistungen,
die von knapp 40 unterschiedlichen Be-
hörden verwaltet werden.

Es gibt das Elterngeld, das vor allem
Besserverdiener zum Kinderkriegen ani-
mieren soll, und es gibt den Kinderzu-
schlag, der den Geringverdienern nützt.
Manche Leistungen sind darauf ausgelegt,
das Hausfrauendasein zu begünstigen,
etwa das Ehegattensplitting. Andere hin-
gegen folgen dem Leitbild der berufstäti-
gen Mutter, etwa der Ausbau von Krip-
penplätzen nach dem Kinderförderungs-
gesetz. Es gibt die Waisenrente, das Schul-
starterpaket, die Absetzbarkeit von Be-
treuungskosten und Privatschulgebühren.

Nur eine Sache gibt es nicht: den Beleg,
dass all diese familienpolitischen Wohl-
taten im Gesamtwert von etwa 150 Mil -
liar den Euro geeignet wären, die Zahl der
von Armut, Verwahrlosung und schlech-
ten Bildungschancen betroffenen Kinder
spürbar zu verringern. Laut Armutsbe-
richt der Bundesregierung steigt die Zahl
der von Stütze abhängigen Kinder konti-
nuierlich an. Kinderreichtum gilt als Ar-
mutsrisiko. Am schlimmsten betroffen
sind Alleinerziehende. 

Auch auf die Gebärfreude haben die
staatlichen Förderprogramme keinen
spürbaren Einfluss. Die Zahl der durch-
schnittlichen Geburten pro Frau stagniert
mit 1,38 auf niedrigem Niveau. Anders
als von der früheren Familienministerin
Ursula von der Leyen angestrebt, hat sich
auch bei Akademikerinnen die Lage nicht
groß verändert.

Das ist auch vom sogenannten Betreu-
ungsgeld nicht zu erwarten, einem beson-
ders zweifelhaften Vorhaben der schwarz-
gelben Koalition. Geplant ist, ab 2013
auch solche Eltern zu belohnen, die nicht
in die Berufstätigkeit streben. Befürwor-
ter sprechen von „Wahlfreiheit“, Kritiker
von „Herdprämie“. Tatsächlich steht das
Betreuungsgeld im Widerspruch zur För-
derung von Beruf und Familie, dem fa-
milienpolitischen Leitmotiv der letzten
Jahre. Sozialpolitisch handelt es sich um
eine echte Innovation: Ebenso gut könnte
man allen Bürgern, die abends lieber vor
dem Fernseher sitzen, Geld dafür geben,
dass sie keinen Platz in einem staatlich
geförderten Theater beanspruchen.

Eine Generalrevision der staatlichen
Ausgabenpolitik wäre freilich auch in an-
deren Politikfeldern angebracht, etwa im
Verkehrswesen. Wo immer Flugzeuge,
Schiffe und Autos ins Spiel kommen, lau-
fen Politiker traditionell zu Hochform auf.
Mal dient die Subvention der Verkehrs-,
mal der Umwelt- und mal der Wettbe-
werbspolitik. Und dass sich die dabei ver-
folgten Ziele bisweilen widersprechen, ist
selten ein Hindernis.

Tankt ein Bürger an einer Zapfsäule
Superkraftstoff, werden für jeden Liter
gut 65 Cent Mineralölsteuer fällig. Füllt
er den Tank mit Diesel, zahlt er nur noch
47 Cent in die Steuerkasse. Allerdings gilt
das nicht für Landwirte, sie müssen nur
rund 26 Cent Agrardieselsteuer auf einen
Liter zahlen. Die Steuervergünstigungen
für den Dieselkraftstoff kosten den Staat
nach Berechnungen des Umweltbundes-
amtes jährlich gut 6,4 Milliarden Euro.

Der Subventionswahn rund um den
Kraftstoff ist damit längst nicht am Ende.
Um die deutsche Binnenschifffahrt zu

stützen, ist Schiffsdiesel von der Steuer
befreit – macht ein Minus von 120 Millio-
nen Euro im Jahr. Doch die Summe
nimmt sich lächerlich aus im Vergleich
zu den fast sieben Milliarden Euro, auf
die der Finanzminister jährlich verzichtet,
aus Sorge um die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Fluglinien.
Seit über 30 Jahren scheitert bislang jeder
Anlauf, Flugbenzin zu besteuern. 

Die staatliche Fürsorge macht auch vor
der Automobilindustrie nicht halt. Die
Möglichkeit, die private Nutzung von
Dienstwagen pauschal mit einem Prozent
des Listenpreises bei der Einkommensteu-
er als geldwerten Vorteil zu versteuern,
hat die Deutschen zu einem Volk der Fir-
menwageninhaber gemacht. Über 60 Pro-
zent aller neuen Pkw, die hierzulande auf
die Straße rollen, werden mittlerweile auf
Unternehmen zugelassen. 

Die Steuerausfälle sind erheblich, ge-
nauso wie die Schäden jener Rüstungs-
projekte, die sich bei der Bundeswehr in
schöner Regelmäßigkeit als teure Flops
erweisen. Das Raketenabwehrsystem
„Meads“ zum Beispiel wird fünf Milliar-
den Euro kosten, nur hat es den Nachteil,
dass es in modernen Guerillakriegen wie
in Afghanistan nicht einsetzbar ist. Ähn-
liches gilt für die Modulare Abstandswaf-
fe „Taurus“, einen Marschflugkörper, der
von einem Jagdbomber abgefeuert wird.
Und wozu Deutschland zwei neue U-Boo-
te des Typs U 212A benötigt, wo es doch
schon vier gibt, wissen vermutlich nicht
einmal die Rüstungsplaner im Bendler-
block. Besonders teuer kommen das Ver-
teidigungsministerium aber die vielen
hochbesoldeten Stabsoffiziere zu stehen.
Um einsatzbereit zu sein, benötigt die
Bundeswehr offenbar zwingend ein Ein-
satzführungskommando, einen Einsatz-
führungsstab, einen Führungsstab der
Streitkräfte, einen Führungsstab der Luft-
waffe, einen Führungsstab des Heeres
und einen Führungsstab des Sanitäts-
dienstes.

Beträchtliche Summen ließen sich auch
im Etat von Bundesarbeitsministerin Ur-
sula von der Leyen einsparen, und zwar
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FLUGBENZIN Sieben Milliarden pro Jahr aus Sorge um
die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Fluglinien. 

LUXUSHOTELS Eine Milliarde zusätzlich für Hoteliers und
Campingplatzbesitzer infolge gesenkter Mehrwertsteuer...

Fragwürdige Subventionen
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SPIEGEL: Herr Minister, von Ih-
nen stammt der Satz: „Wenn
es in meinem Haushalt etwas
zu sparen gäbe, dann hätte ich
es selbst getan.“
Ramsauer: Ja, das stimmt.
SPIEGEL: Herr Schäuble ist da
ganz anderer Meinung – wenn
es nach ihm geht, müssen Sie
schon im kommenden Jahr
mit 260 Millionen Euro weni-
ger auskommen, die Summe
wächst dann bis 2014 sogar
auf mehr als 600 Millionen
Euro an. 
Ramsauer: Wenn ich mir die
Verkehrs- und Bauwünsche an-
sehe, die von meinen Kollegen,
inklusive des Finanzministers,
an mich herangetragen wer-
den, dann ist da in der Tat
nichts zu sparen. Dann müsste
mein Etat eigentlich erhöht
werden. Das ist allerdings in
Anbetracht der finanziellen
 Situation eine eher theoretische Be-
trachtung. Deswegen muss man sich
vielleicht daran gewöhnen, dass nicht
jedes in irgendeiner Region gewünsch-
te Projekt realisiert werden kann oder
zumindest nicht sofort. Das gilt aber
natürlich auch für die Wünsche, die
der Bund selbst an Hochbauprojekten
hat.
SPIEGEL: Sie meinen zum Beispiel den
Neubau des Innenministeriums?
Ramsauer: Dieses Projekt läuft nicht
über meinen Haushalt. 
SPIEGEL: Aber unnötig ist es trotzdem,
oder? 

Ramsauer: Dazu enthalte ich mich
 jeden Kommentars. Was jedoch Ver-
kehrsvorhaben angeht, prüft mein
Haus gerade, was tatsächlich dringend
gebraucht wird. Wir sind dabei, eine
Liste zu erstellen – aber das wird noch
einige Wochen dauern.
SPIEGEL: Sie sind also eingeknickt.
Ramsauer: Keineswegs. Aber eines 
ist doch klar: Die Schuldenbremse
steht in der Verfassung, und sie gilt.
Also können wir uns nicht alles
 leisten. Und jedes Bundesministerium
muss einen Teil dazu beitragen, dass
die deutschen Staatsfinanzen wieder

in Ordnung kommen. Und dabei darf
es keine Ausnahme geben. Allerdings
muss man schon berücksichtigen,
dass  Bildung und Verkehr zentrale
Grundpfeiler unserer Zukunftsfähig-
keit sind. 

SPIEGEL: Minister Schäuble
kann also ruhig sparen, aber
eben nicht beim Verkehr,
wollen Sie damit sagen?
Ramsauer: Nein, ganz und
gar nicht. Aber der größte
Investitionshaushalt des
Bundes ist kein Steinbruch,
bei dem man nach Belieben
riesige Brocken rausschla-
gen kann – und er darf auch
nicht dazu werden. Ich weh-
re mich deshalb gegen jede
unverhältnismäßige Einspa-
rung in meinem Etat. 
SPIEGEL: Noch mal: Welche
Projekte fallen nun durch
den Rost?
Ramsauer: Darüber verhan-
deln wir gerade. Aber solan-
ge unsere Prioritätenliste
nicht fertig ist, werde ich
mich dazu nicht äußern. Im
Übrigen geht es doch gar
nicht nur um Neubauprojek-
te. Auch bei der Wartung

und Sanierung von Straßen, Brücken
und Tunneln haben wir einen riesigen
Nachhol bedarf. Wir haben da teilwei-
se eine bedrohliche Grenze erreicht.
SPIEGEL: Da ist doch im Rahmen des
Konjunkturpakets schon einiges pas-
siert. 
Ramsauer: Die Konjunkturpakete ha-
ben geholfen, das ist schon richtig.
Doch das Geld reicht bei weitem nicht
aus, um den Investitionsstau aufzulö-
sen. Wir müssen in unsere Infrastruk-
tur investieren, damit Deutschland
weiter fit für die Zukunft ist.

Interview: Wolfgang Reuter

„Mein Etat ist kein Steinbruch“
Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer (CSU), 56, 

über die Sparpläne im größten Investitionshaushalt des Bundes 

Unionspolitiker Ramsauer: Bedrohliche Grenze erreicht
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PENDLERPAUSCHALE Der Staat subventioniert den
Weg zur Arbeit mit insgesamt vier Milliarden Euro.

REDUZIERTE MEHRWERTSTEUER Keine Regierung
hat es seit Jahren gewagt, die Privilegien abzubauen.
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ohne dass die Leistungen für Rentner
oder Arbeitslose gekürzt werden müssten.
Selbst in der Bundesagentur für Arbeit
glaubt man, dass durch einen effiziente-
ren Einsatz der vorhandenen Instrumente
und ein besseres Controlling im Bereich
der aktiven Arbeitsmarktpolitik bis zu
zwei Milliarden Euro jährlich eingespart
werden können. Und auch bei den soge-
nannten Zuverdienstregeln des Hartz-IV-
Gesetzes gibt es Kürzungsmöglichkeiten.

Heute dürfen Langzeitarbeitslose einen
Betrag von 100 Euro komplett behalten,
wenn sie nebenbei arbeiten. Verdienen
sie dagegen mehr, müssen sie zwischen
80 und 90 Prozent des Lohns anrechnen
lassen. Kein Wunder, dass viele Hartz-IV-
Empfänger allenfalls stundenweise arbei-
ten wollen. Würde der 100-Euro-Freibe-
trag gestrichen, könnte der Staat dagegen
nicht nur viel Geld sparen. Er dürfte auch
darauf hoffen, dass mehr Erwerbslose als
heute eine Vollzeitbeschäftigung aufneh-
men wollen. 

Entsprechend lohnend ist es für die
Haushaltspolitiker, die staatlichen Sub-
ventions- und Transferetats zu durchfors-
ten. Nach einer Rechnung des Kieler Öko-
nomen Alfred Boss könnte der Staat al-
lein bei Steuersubventionen und Finanz-
hilfen rund 14 Milliarden Euro sparen,
wenn er sämtliche Etats nach der Rasen-
mähermethode um zehn Prozent kürzt.

In den ersten Jahren der erforderlichen
Sparoperation wird die Methode „Stre-
cken, stutzen, streichen“ noch die er-
wünschten Ergebnisse bringen. Doch ir-
gendwann stößt das System selektiver
Schnitte an Grenzen. Vieles, was sich ein-
fach kürzen ließe, sei bereits „weitgehend
von früheren Finanzministern eingesam-
melt“ worden, erklärt Michael Thöne,
Chef des Finanzwissenschaftlichen For-
schungsinstituts an der Universität Köln.

Doch darin sehen Wissenschaftler eher
eine Chance als einen Nachteil. „Jetzt er-
gibt sich die Möglichkeit, gestaltend zu
sparen“, sagt Clemens Fuest, Wirtschafts-
professor in Oxford und Vorsitzender des

Wissenschaftlichen Beirats beim Bundes-
finanzministerium.

Was er darunter versteht, hat er zusam-
men mit Thöne in einem wissenschaftli-
chen Beitrag entwickelt. Dabei richten
sie ihren Blick auf die mittlere Frist – und
haben „Einsparpotentiale in erstaunlicher
Dimension“ ausgemacht.

Grundidee des Konzepts ist, dass sich
der Staat selbst auf den Prüfstand stellt.
Dabei misst er, mit welchem Einsatz an
Geldmitteln er eine bestimmte Qualität
staatlicher Leistungen erreicht – und ver-
gleicht beides mit anderen Ländern.
Schweden und Japan etwa erreichen mit
relativ wenig Geld bessere Ergebnisse
beim Pisa-Vergleich.

Der Ansatz mag verwegen erscheinen
angesichts der Empörung, die dem schei-
denden hessischen Ministerpräsidenten
Roland Koch (CDU) entgegenschlug, als
er Sparvorschläge bei Schulen oder
Hochschulen anmahnte. Aber auch bei
Schulen oder Hochschulen ist nicht alles
wirtschaftlich vernünftig (siehe Kasten
Seite 70).

Fuest und Thöne plädieren dafür, dass
sich Deutschland an Staaten orientiert,
die ihr Geld effizienter ausgeben. Ihnen
geht es darum, mit weniger Geld gleiche
oder bessere Leistung zu erzielen – nicht
nur in der Bildungspolitik. Vier weitere
Politikfelder haben sie ausgemacht, in de-
nen sich im Vergleich zum Ausland er-
hebliche Effizienzreserven heben ließen:
im Gesundheitswesen, bei Infrastruktur-
investitionen, in der öffentlichen Verwal-
tung und bei der Armutsabsicherung. 

Mal dient den beiden Forschern Japan
als Vorbild, mal Spanien, Dänemark oder
die Schweiz. Würden Bund und Länder
das Verhältnis von Preis und Leistung in
diesen Ländern erreichen, könnten sie
nach ihren Berechnungen bis zu 80 Milli-
arden Euro einsparen.

Der Ansatz gilt als schwierig, weil
nicht allein Etatposten überdacht werden
müssen. Auf dem Prüfstand stünde die
bisherige Aufgabenteilung zwischen
Bund und Ländern, also die Architektur
des deutschen Föderalismus. Die lässt sich

aber nicht, das lehrt die Erfahrung, nach
Belieben oder nach Nützlichkeitserwä-
gungen einfach ändern. Klammern sich
die Politiker an die gegebenen Verhält-
nisse, fallen die Einsparmöglichkeiten ge-
ringer aus, dürften aber immer noch er-
klecklich sein, meinen Fuest und Thöne.

Die Herausforderungen, vor denen Fi-
nanzminister Schäuble steht, sind gigan-
tisch. Um die Vorgaben der Schulden-
bremse einzuhalten, muss er die um den
Zinsaufwand bereinigten Ausgaben des
Bundes, die sogenannten Primärausga-
ben, jährlich bis 2016 um zwei bis drei
Prozent senken.

Seit 1978 haben seine Vorgänger diese
Aufgabe einige Male bewältigt, aber nie
länger als zwei Jahre hintereinander.
Fraglich ist, ob Schäuble mehr Durchhal-
tevermögen beweist. Wenn nicht, wird er
sich gezwungen sehen, allen Dementis
zum Trotz die Steuern zu erhöhen. 

Für Wirtschaftsforscher Fuest ist die
Entwicklung unausweichlich. „Spätestens
2013 oder 2014 werden wir Steuererhö-
hungen bekommen“, sagt er voraus. Für
wahrscheinlich hält er, dass der reguläre
Satz der Mehrwertsteuer von jetzt 19 Pro-
zent auf 20 Prozent steigt, der ermäßigte
von 7 auf 10 Prozent. Die Maßnahme wür-
de den öffentlichen Haushalten mit Mehr-
einnahmen von zwölf Milliarden Euro ge-
hörig Luft verschaffen.

Daneben bieten sich weitere Einnah-
mequellen an. So ist kaum verständlich,
dass die Erbschaftsteuer nur 4,5 Milliar-
den Euro einbringt. Angesichts einer Erb-
schaftswelle von jährlich bis zu 150 Mil -
liarden Euro könnte der Fiskus erkleckli-
che Zusatzeinnahmen erzielen, und es
träfe nicht die Ärmsten. Schon aus Grün-
den der Gerechtigkeit gelten höhere Steu-
ern für Erben bei vielen als schicklich.

Das Gleiche gilt für eine Finanztrans-
aktionssteuer, die auf alle Geldgeschäfte
erhoben würde. Leicht könnte so ein
zweistelliger Milliardenbetrag eingespielt
werden, vorausgesetzt, sie würde inter-
national eingeführt.

Noch einfacher ließen sich die Einnah-
men steigern, wenn der Staat das beste-
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KRANKENVERSICHERUNG Einnahmen und Ausgaben
müssen langfristig ins Lot gebracht werden.

PFLEGEVERSICHERUNG Ökonomen raten zu einer
grundlegenden Reform. .

Mögliche Mehreinnahmen

STEUERPRÜFER Dem
zehn Milliarden Euro.
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hende Steuerrecht entschlossener durch-
setzen würde. Dieter Ondracek, Chef der
Deutschen Steuer-Gewerkschaft, schätzt,
dass „der Staat pro Jahr dadurch zehn Mil-
liarden Euro einnehmen könnte“. Der
Grund: In Deutschland sind zu wenig Steu-
erfahnder und Betriebsprüfer unterwegs. 

15000 Finanzexperten fehlten, glaubt
Ondracek, davon 5000 im Außendienst.
Die zusätzlichen Beamten würden ihre
Kosten mühelos wieder einspielen, sagt
der Gewerkschaftsvorsitzende. Ein Steu-
erfahnder treibe im Jahr ungefähr eine
Million Euro an Einnahmen ein, koste
aber nur 80000 Euro. 

Dennoch scheuen sich die Landes -
finanzminister, dem Rat des Funktionärs
zu folgen. Sie fürchten, dass sie den größ-
ten Teil der Zusatzeinnahmen an bedürf-
tige Länder abtreten müssten. So steht
sich der Föderalismus selbst im Weg.

Die Schuldenbremse durchzusetzen ist
jedoch nur der erste Teil der anstehenden
Sparaufgabe. Und: Er ist nicht einmal der
schwerste. Will die Regierung die öffent-
lichen Einnahmen und Ausgaben wirklich
dauerhaft ausgleichen, steht ihr ein wei-
terer Kraftakt bevor: Sie muss die Sozial-
kassen sanieren.

Schon heute muss jeder Deutsche 40
Prozent seiner Lohneinkünfte abführen,
um Ärzte- und Krankenhausrechnungen
zu begleichen, die Dienste von Pflege-
kräften zu bezahlen oder die 20 Millionen
Rentner im Land zu alimentieren. 

Doch das wird schon bald nicht mehr
reichen. Weil die Zahl der Geburten seit
Jahrzehnten sinkt, müssen immer weni-
ger Erwerbstätige für immer mehr Alte,
Kranke und Gebrechliche aufkommen.
Bleiben die sozialen Leistungen konstant,
klettern Steuern und Sozialbeiträge un-
ausweichlich in die Höhe, und zwar dras-
tisch. Ökonomen haben errechnet: Um
die heutigen Sozialstandards zu finanzie-
ren, müssten die Abgaben mittelfristig
um rund ein Drittel steigen.

Von einer „verdeckten Staatsschuld“
sprechen die Experten, die den finanziel-
len Spielraum nachfolgender Generatio-
nen stärker beschränkt als die Zinslasten

der offiziell ausgewiesenen Staatskredite.
Um die Lasten abzubauen, müssen Ein-
nahmen und Ausgaben in den Sozialkas-
sen langfristig ins Lot gebracht werden. 

Lösbar ist auch diese Aufgabe, wie Ex-
Kanzler Gerhard Schröder mit der Agen-
da 2010 bewiesen hat. Der Sozialdemo-
krat schaffte die Arbeitslosenhilfe ab und
führte die Praxisgebühr ein, er kürzte
Renten und Subventionen und setzte eine
weitreichende Reform der Arbeitsverwal-
tung durch. Das Programm war unpopu-
lär, aber erfolgreich. Die rot-grünen Ar-
beitsmarkt- und Sozialreformen schufen
nicht nur rund eine Million neuer Jobs,
sie spülten auch frisches Geld in die Kas-
sen des Wohlfahrtsstaats. Die verdeckten
Schulden des Systems reduzierten sich
um fast die Hälfte.

Doch statt den Kurs beizubehalten, er-
lag die Große Koalition schon bald wie-
der der Versuchung, sich das Wohlwollen
des Wahlvolks mit staatlichen Vergünsti-
gungen und Zuwendungen zu erkaufen.

Unter dem Eindruck günstiger Wachs-
tumszahlen drehte Schwarz-Rot Schrö-
ders Agenda-Reformen teilweise zurück
und weitete die staatlichen Leistungen
beispielsweise mit dem Elterngeld kräftig
aus. Als dann im Zuge der Finanzkrise
die Wirtschaft einbrach, strebte das Defi-
zit des Sozialsystems wieder dem Niveau
der Vor-Agenda-Jahre entgegen. 

Nun sind neue Sparaktionen unaus-
weichlich, aber den Reformern schlagen
dieselben Argumente entgegen wie den
Agenda-Machern. Wer im Sozialetat den
Rotstift ansetzt, so tönt es aus den ein-
schlägigen Interessenverbänden, versün-
digt sich an den Schwachen und dem Ge-
bot der sozialen Gerechtigkeit. 

Das Klagelied der Funktionäre hat die
Regierenden noch immer beeindruckt,
doch richtig ist es deshalb nicht. Experten
wissen: Auch auf dem Feld der sozialen
Sicherheit kann gleichzeitig gespart und
für mehr Gerechtigkeit gesorgt werden,
beispielsweise bei der Alterssicherung.

Wenn es um den Ruhestand geht, leis-
tet sich Deutschland schon lange ein bi-
zarres Zweiklassensystem. Wer als Ange-
stellter sein Brot verdient, muss sich im
Schnitt mit einer 50 Prozent niedrigeren
Altersversorgung bescheiden als ein be-
amteter Staatsdiener.

Ein Abbau der Pensionärsprivilegien
steht deshalb schon lange auf der Liste
der Haushaltspolitiker. Doch beim Ver-
such, ihre Pläne umzusetzen, waren sie
bislang nicht sonderlich erfolgreich, im
Gegenteil: Während die Regierung den
Rentnern in den vergangenen Jahren
zahlreiche Einschnitte zumutete, blieben
die Pensionäre häufig verschont. Demo-
grafischer Faktor? Unbekannt. Rente mit
67? Für die meisten Landesbeamten der-
zeit noch tabu. Höheres Altersgeld wegen
des Studiums? Für Rentner abgeschafft,
nicht aber für Pensionäre. Alles in allem,
so hat der Freiburger Rentenexperte
Bernd Raffelhüschen errechnet, mussten
Beamte in den vergangenen Jahren allen-
falls ein Viertel jener Reformlasten tragen,
die den Rentnern aufgebürdet wurde.Das
sorgt nicht nur für Unmut bei den Arbeit-
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Staat entgehen pro Jahr BEAMTENPENSIONEN Bleiben die Privilegien
 erhalten, droht den Länderhaushalten eine Kostenlawine.

FINANZTRANSAKTIONSSTEUER Ein zweistelliger
Milliardenbetrag könnte eingenommen werden.
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STEUERVERGÜNSTIGUNGEN 17,6
Beispiele:

Vergünstigung für Betreiber von Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen...........................................2,0
Stromsteuerentlastung für Unternehmen........1,8
Absetzbarkeit von Renovierungsaufwand ........ 1,3
Eigenheimzulage* ........................................... 1,1
Steuerbefreiung von Zuschlägen für
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit ........... 0,9

FINANZHILFEN 6,8
Beispiele:

Zuschüsse für Steinkohle/Stahlindustrie .........1,6
Wohnungsbauprämien ................................... 0,6
energieeffizientes Bauen und Sanieren ...........0,5
Agrarstruktur...................................................0,5

* Abgeschafft für Neufälle ab 2006 

Quelle: 
Subventionsbericht des Bundes

55% für gewerbliche
 Wirtschaft

Subventionen des Bundes 
für das Jahr 2010, in Milliarden Euro

gesamt gesamt 
24,4 Mrd. €24,4 Mrd. €

gesamt 
24,4 Mrd. €
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Er hatte es gewagt, Hessens schei-
dender Ministerpräsident Ro-
land Koch, und das Undenkbare

ausgesprochen: Beim Sparen dürfe
auch die Bildung nicht verschont wer-
den, sagte der Christdemokrat – und
erntete dafür wütenden Widerspruch,
selbst von seinen Parteifreunden in
der Bundesregierung.

Bei Bildung und Forschung werde
es keine Abstriche geben, antwortete
Bundeskanzlerin Angela
Merkel. „Einsparungen auf
diesen Feldern sind falsch“,
assistierte Finanzminister
Wolfgang Schäuble.

Unter Artenschutz steht
ein Ausgabenposten, der
ebenso groß wie unklar
umrissen ist. 120 Milliarden
Euro lässt sich Deutschland
Bildung und Forschung kos-
ten, verteilt auf diverse
Haushalte. Die Politik hat
sich vorgenommen, bis
2015 die Ausgaben auf
zehn Prozent des Bruttoin-
landsprodukts zu steigern.

Je teurer, desto besser?
Es werde zu selten aufs Er-
gebnis von Bildungsinves -
titionen geschaut, beklagt
Bildungsökonom Ludger
Wößmann: „Wenn nichts
dabei herauskommt, wäre
unseren Kindern mehr da-
mit gedient, dass sie später weniger
Schulden zurückzahlen müssen.“

Was im Bildungssystem etwas kos-
tet und was nicht, hängt von histo-
risch gewachsenen Pfründen ab und
vom politischen Willen der Regie -
renden.

So will etwa das völlig überschul-
dete Bundesland Schleswig-Holstein
in seiner Not das Medizinstudium an
der Universität Lübeck streichen.
Gleichzeitig verzichtet das Land aber
auf Studiengebühren, wie sie andere
Bundesländer erheben und die Hoch-
schulen gut gebrauchen könnten.

Im benachbarten Hamburg sind es
die Schulen, die teure zusätzliche
Lehrerstellen erhalten. Im Juli will der
schwarz-grüne Senat den Volksent-
scheid über die umstrittene Schulre-
form gewinnen und wirbt mit kleine-

ren Klassen – dabei wird die Schüler-
zahl ohnehin weiter sinken.

Konsequent ist das alles nicht. Zwar
werden an Kindergärten, Schulen und
Hochschulen keine Milliarden ver-
schwendet, doch es mangelt an Effi-
zienz. Studien belegen: Je früher ein
Kind gefördert wird, desto höher ist
die Bildungsrendite, also der gesamt-
gesellschaftliche Nutzen. Deshalb
lohnt es sich etwa eher, Krippenplätze

für Kinder aus schwierigen Familien-
verhältnissen zu schaffen als Studien-
plätze zu subventionieren.

Deutschland häuft aber das Geld
auf die Spitze der Bildungspyramide.
Es profitieren die, die es mitunter gar
nicht nötig haben: Familien aus Mit-
tel- und Oberschicht, deren Kinder
acht Jahre kostenlos aufs Gymnasium
gehen, um später in den meisten Bun-
desländern gebührenfrei zu studieren.

Axel Plünnecke vom Institut der
deutschen Wirtschaft Köln plädiert da-
für, auf das Zehn-Prozent-Ziel zu ver-
zichten und lieber zugunsten gezielter
Investitionen „an anderer Stelle im Bud-
get“ zu sparen. Zum Beispiel beim ge-
planten Betreuungsgeld. Eltern sollen
es erhalten, wenn sie ihre Kleinkinder
zu Hause erziehen und dort womöglich
von Bildungsanreizen fernhalten.

Von Anfang an verpfuschte Bil-
dungskarrieren ziehen hohe Folgekos-
ten nach sich, etwa im sogenannten
Übergangssystem nach der Schule. In
der Warteschleife aus Qualifizierungs-
und Förderkursen hängen Hundert-
tausende Jugendliche, Bund und Län-
der kostet das jedes Jahr zweieinhalb
Milliarden Euro.

Die notwendigen Korrekturen ver-
hindert die föderalistische Bildungs-
bürokratie. Der Bund habe leider mit
der Föderalismusreform im Jahr 2006
„seine Gestaltungsmöglichkeiten aus
der Hand gegeben“, kritisiert Bil-
dungsökonom Dieter Dohmen.

Anstatt mäßigend zu wirken, legt
die Bundesregierung selbst teure In -
itiativen vor. Zuletzt das nationale 

Stipendienprogramm, das
besonders gute Studenten
fördern soll – die stammen
indes häufig aus begüterten
Familien und erzielen spä-
ter eher hohe Einkommen.

An den größten Anteil in
einem ehrlich gerechneten
Bildungsbudget wagt sich
derzeit ohnehin kaum je-
mand: die Beamtenpensio-
nen. Zwar spart der Staat
zunächst die Sozialabga-
ben, die er für angestellte
Lehrer zu entrichten hätte.
„Bezieht man die Versor-
gungsphase mit ein, verur-
sacht der Beamte in nahe-
zu allen Fällen mehr Kos-
ten als der Beschäftigte“,
heißt es in einem Bericht
des Rechnungshofs Baden-
Württemberg. So kostet
eine 40-jährige Beamtin im
höheren Dienst insgesamt

86 000 Euro mehr als eine Angestellte
in vergleichbarer Funktion. Rund 2,5
Milliarden Euro pro Jahr ließen sich
laut dem Institut der deutschen Wirt-
schaft allein dadurch einsparen, dass
die „Senioritätskomponente“ für Leh-
rer eingefroren würde, also die auto-
matische Gehaltserhöhung nach
Dienstalter.

Doch dazu müssten sich die Bun-
desländer abstimmen. Praxis ist je-
doch: Wer fiskalisch richtig handelt,
muss büßen, etwa das Land Berlin.
Seit dem Schuljahr 2004/2005 verbe-
amtet die chronisch klamme Haupt-
stadt ihre Lehrer nicht mehr. Die wan-
dern nun in Scharen in andere Bun-
desländer ab. Diese werben mit dem
privilegierten Beamtenstatus – auf
Kosten kommender Generationen.

Jan Friedmann, Markus Verbeet

Der Preis der Bildung
An Schulen und Hochschulen darf man angeblich nicht 

sparen. Warum eigentlich nicht?

Studenten in Bochum
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1999

2002
2007

2005

2009

2010

Schulden ohne Grenzen
Verschuldung der Euro-Länder 2010, in Prozent des BIP

Euro-Zone
insgesamt

71,9

68,0

70,1

66,0

78,7

84,7

99,0

BELGIEN

78,8

DEUTSCH-
LAND

77,3

IRLAND

124,9

GRIECHEN-
LAND

64,9

SPANIEN

83,6

FRANKREICH

118,2

ITALIEN

62,3

ZYPERN

19,0

LUXEMBURG

71,5

MALTA

66,3

NIEDER-
LANDE

70,2

ÖSTERREICH

85,8

PORTUGAL

41,6

SLOWENIEN

50,5

FINNLAND

40,8

SLOWAKEI

Prognose; Quelle: EU-Kommission

Grenze
laut Maastricht-

Vertrag:

60%

nehmern, es gefährdet auch die Staats -
finanzen. Bleiben die Beamtenprivilegien
ungeschmälert erhalten, werden allein in
Baden-Württemberg die Pensionsausga-
ben von derzeit 2,4 Milliarden Euro auf
fast 8 Milliarden Euro im Jahr 2050 klet-
tern. Vor einer „Griechenlandisierung der
Länderhaushalte“ warnt Finanzexperte
Raffelhüschen – und schlägt vor, wenigs-
tens die bereits verabschiedeten Renten-
reformen auf die Beamtenversorgung zu
übertragen. Dann, so der Ökonom, ließe
sich der Ausgabenanstieg zumindest ein
wenig begrenzen.

Ein weiterer Kandidat für eine Reform
ist die Pflegeversicherung, in der es heute
ein ähnlich fragwürdiges Privilegiensys-
tem gibt wie in der Beamtenversorgung.
Wer nämlich privat versichert ist, erhält
zwar heute die gleichen Leistungen wie
ein Kunde der gesetzlichen Kasse. Doch
weil es weniger pflegebedürftige Privat-
patienten gibt, erwirtschaften Allianz, De-
beka und Co. seit Jahren Überschüsse
und ihre milliardenschweren Rückstellun-
gen wachsen beständig. In der gesetzli-
chen Pflegeversicherung dagegen sind die
Reserven schon erheblich geschrumpft.

Entsprechend fallen die Prognosen für
die Zukunft aus. Während die Beiträge
im gesetzlichen System drastisch steigen
werden, bleiben die Prämien der Privat-
kassen voraussichtlich konstant. Kurz:

Die angeblich so soziale Pflegeversiche-
rung konzentriert in Wahrheit die Vortei-
le bei denjenigen, die ohnehin meist pri-
vilegiert sind: den Privatversicherten. 

Kein Wunder, dass viele Ökonomen
deshalb zu einer grundlegenden Reform
raten: Gesetzlich und privat Versicherte
zahlen künftig in gemeinsame Kassen ein;
zugleich werden sie verpflichtet, nach
dem Modell der Riester-Rente eine pri-

vate Zusatz-Versicherung anzusparen.
Wer sich die Police nicht leisten kann,
weil er wenig verdient, erhält einen Zu-
schuss aus Steuermitteln. Eine solche Re-
form würde nicht nur künftige Genera-
tionen entlasten, sie würde auch gleiche
Rechte und Pflichten für alle schaffen.

Das Beispiel zeigt, vor welchen Heraus-
forderungen die schwarz-gelbe Koalition
bei ihrer geplanten Sparoperation steht.
Es wird nicht reichen, ein paar Haushalts-
positionen zusammenzustreichen. Die
schwarz-gelbe Koalition benötigt den Mut
zu tiefgreifenden Reformen.

Ob sie den hat, ist noch nicht ausge-
macht, aber es würde sich lohnen:
‣ Durch den Abbau von Subventionen

ließe sich ein zweistelliger Milliarden-
betrag einsparen. 

‣ Die Erhöhung von Steuern, die wie die
Erbschaftsteuer im internationalen Ver-
gleich sehr niedrig ausfallen, könnte
ebenfalls einen erheblichen Finanzie-
rungsbeitrag liefern.

‣ Die Sanierung der Sozialkassen würde
Staatshaushalt und Beitragszahler glei-
chermaßen entlasten.

‣ Mit dem Streichen überflüssiger Rüs-
tungsprojekte und wirkungsloser Fami-
lienhilfen könnte der Staat seine Aus -
gaben um etliche Milliarden kürzen.
Das Beste daran: Die Maßnahmen

müssen sich keineswegs negativ auf die
Konjunktur auswirken, im Gegenteil, der
Wegfall fragwürdiger Subventionen und
unsinniger Staatsausgaben könnte das
Wachstum langfristig sogar stärken.

So weit ist die Regierung noch nicht.
Vergangene Woche versuchte Finanzmi-
nister Schäuble erst einmal, Zeit zu ge-
winnen. Eigentlich hätte er an diesem
Mittwoch nach Brüssel Bericht erstatten
müssen, wie er denn gedenkt, das deut-
sche Staatsdefizit bis 2013 wieder unter
die Dreiprozentmarke zu drücken. 

Vergangenen Donnerstag schickte er
einen Brief an Währungskommissar Olli
Rehn. Darin kündigte der Deutsche eine
Fristverstreichung an. Anfang Juni treffe
sich das Bundeskabinett zu seiner Haus-
haltsklausur, entschuldigte sich Schäuble,
und im Juli stünden Gespräche mit den
Ländern an. „Über die Entscheidungen
in diesen Gremien werde ich Sie zeitnah
unterrichten.“ Deutschland werde, wie
vom Finanzministerrat gefordert, „das ge-
samtstaatliche Defizit bis 2013 unter den
Referenzwert von drei Prozent des BIP
reduzieren“. Und weiter: „Wir sind uns
dabei unserer Verantwortung für die Sta-
bilität des Euro sehr bewusst.“

Die Liberalen dagegen drücken aufs
Tempo. Nachdem aus der geplanten Steu-
ersenkung erst einmal nichts wird, wollen
sie jetzt sparen, und zwar vor allem dort,
wo es den Koalitionspartner ärgert. Ihre
Haushälter arbeiten bereits an einer eige-
nen Streichliste. Im Blick haben die Libe-
ralen Posten wie die steuerliche Begünsti-
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gung von Handwerkerarbeiten in Privat-
haushalten, die allein beim Bund mit 1,3
Milliarden Euro zu Buche schlägt. Auch
im Etat von Arbeitsministerin von der Ley-
en will die FDP sparen, zum Beispiel bei
der Eingliederungshilfe für Arbeitslose.

„Gute Finanzpolitik verzichtet auf Steu-
ererhöhungen und setzt auf konsequente
Ausgabenreduzierung“, sagt FDP-Haus-
haltspolitiker Otto Fricke. Wenig hilfreich
seien dagegen Vorschläge von Teilen der
Union und SPD, die eine Vielzahl von
Bereichen pauschal zum Tabu erklären.

Noch sind die Signale aus den Chefeta-
gen der Koalitionsparteien unklar, und
so warten viele Mitglieder des Bundeska-
binetts erst einmal ab, wie ernst die Spar-
vorgaben von Finanzminister und Kanz-
lerin zu nehmen sind. 

Entsprechend differenziert fallen die
Stellungnahmen aus, etwa bei den CSU-
Ressortchefs. Auf der einen Seite gibt Ver-
kehrsminister Peter Ramsauer den Total-
verweigerer. In seinem Haushalt sei nichts
zu holen, beschied er. „Wenn es dort et-
was zu sparen gäbe, hätte ich es selbst
getan“ (siehe Interview Seite 67). 

Den Kontrapunkt setzte Verteidigungs-
minister Karl-Theodor zu Guttenberg. Mit
einer Grundsatzrede vor der Führungs-
akademie der Bundeswehr stellte er sich
vergangene Woche an die Spitze der Spar-
bewegung. Ganz Bildungsbürger sprach
Guttenberg von einem „finanzpolitischen
Canossa-Gang“ und deutete die Schlie-
ßung von Standorten, Einschnitte bei Rüs-
tungsprojekten und sogar einen Personal-
abbau an. Bis 2014 soll der Verteidigungs-
etat jährlich um rund eine Milliarde Euro
schrumpfen.

Guttenbergs Abteilungsleiter für den
Haushalt, Paul Jansen, war entsetzt. In
einem Grundlagenpapier für das Treffen
von Guttenberg mit dem Finanzminister

lässt er seinem Frust freien Lauf. „Müss-
ten die BMF-Vorgaben umgesetzt werden,
wäre ein rasanter, unkontrollierter Abbau
der Einsatzbefähigung der Streitkräfte
ohne konzeptionell geleitete Steuerung
die Folge.“ Der Sparplan sei „verbunden
mit steigenden Risiken für die Truppe im
Einsatz“, sorgt sich der Beamte. Sollte
sich Schäuble durchsetzen, wären die Fol-
gen verheerend. Das lässt sich der Liste
entnehmen, die der Beamte seinem Pa-
pier beigefügt hat. 

Danach brächte der vollständige Ver-
zicht auf die Einberufung von Wehr-
pflichtigen jährlich 412 Millionen Euro.
Durch den Verzicht auf Rüstungsprojekte
wie das System für unbemannte Luftauf-
klärung SAATEG und den Lenkflugkör-
per „Meteor“ könnten in den kommen-
den vier Jahren 637 Millionen Euro ein-
gespart werden. Würden laufende Ver-
träge mit der Industrie etwa für die Fre-
gatte 125, den Schützenpanzer „Puma“
und das Transportflugzeug A400M been-
det, wären Einsparungen in Höhe von 9,2
Milliarden Euro bis zum Jahr 2014 mög-
lich. Dabei würden allerdings Strafen für
den Vertragsabbruch fällig, die das Ver-
teidigungsministerium tragen müsse,
merkt der Haushälter an.

Einen Hoffnungsschimmer allerdings
sieht der Beamte. Das „aktuelle Vorge-
hen“ habe eine Parallele mit der Aufstel-
lung des Haushaltes 2000. Das Schreiben
des damaligen Finanzministers Hans Ei-
chel, gerade frisch im Amt, habe ähnliche
Zumutungen enthalten. Der Schrecken
konnte damals „jedoch in vollem Umfang
rückgängig gemacht werden“.

Wahrscheinlich kann deshalb kaum
 jemand besser die Chancen von Kanzle-
rin Merkels Sparplan beurteilen als der
frühere Kassenwart der rot-grünen Bun-
desregierung von Gerhard Schröder, der

Mann mit der putzigen Sparschwein-
Sammlung.

Eichel sitzt entspannt in legeren Jeans
und hellblauem Hemd auf einem samt-
bezogenen Sofa in seiner Wohnung in
Kassel. Er zeigt auf ein Bild über dem
Esstisch, eine Collage des Künstlers
Charles Wilp mit Eichel im Zentrum.
„Ein Geschenk aus der Zeit“, sagt er, „als
die Kritiken noch gut waren.“

Schlechter wurden sie spätestens ab
2002. Die Ausgaben für Arbeitslose stie-
gen, bei den rot-grünen Koalitionsver-
handlungen bügelte der damalige Frakti-
onschef Müntefering Eichels Sparmahnun-
gen ab: „Lass mal gut sein, Hans.“ Statt-
dessen rieb sich Eichel mehrmals erfolglos
dabei auf, wenigstens einige Subventionen
wie den ermäßigten Mehrwertsteuersatz
für Schnittblumen und Katzenfutter abzu-
bauen. „Die Floristen haben damals einen
riesigen Zinnober veranstaltet“, erinnert
er sich. Und im Bundesrat, der dem Sub-
ventionsabbau zustimmen musste, hatte
Rot-Grün längst keine Mehrheit mehr.

Für Eichel ist das eines der Hauptpro-
bleme: Keine Regierung könne ein strin-
gentes Sparprogramm durchsetzen, solan-
ge die Länder mit ihren oft parteipolitisch
dominierten Interessen mitreden. Des-
halb müsse es beim Sparen einen „gesell-
schaftlichen Konsens“ geben. In den skan-
dinavischen Ländern funktioniere das.
Und in Deutschland? Eichel nimmt einen
Schluck aus dem Wasserglas, er holt tief
Luft. „Solange der Begriff ,Politik nach
Kassenlage‘, also die Anpassung der Aus-
gaben an die Einnahmen, in diesem Land
immer noch als Vorwurf betrachtet wird,
sehe ich ehrlich gesagt schwarz.“

Matthias Bartsch, Ulrike Demmer,
Markus Dettmer, Alexander Neubacher, 

Michael Sauga, Christian Reiermann, 
Merlind Theile, Judith Voss
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Arbeit und Soziales
143,2

Zinszahlungen
auf Schulden

38,9

Verteidigung
31,1

Sonstige
30,3

319,5
Mrd. Euro

Verkehr, Bau,
Stadtentwicklung

26,3

Quelle: BMF

16,1 Gesundheit

10,1 Allgemeine
Finanzverwaltung

10,9 Bildung, Forschung

6,5
Familie

6,1
Wirtschaft,
Technologie

Bundeshaushalt 2010 in Milliarden Euro

Kabinettssitzung in Berlin: Generalüberholung der deutschen Nachkriegspolitik
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